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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Sortenschutzgesetzes 
— Drucksache 10/816 — 


A. Problem 

Das Internationale Übereinkommen zum Schutz von Pflan- 
zenzüchtungen von 1961 ist von der diplomatischen Konferenz 
1978 in Genf revidiert worden. Hierdurch wird eine Anpas- 
sung des Sortenschutzgesetzes erforderlich. Außerdem ist das 
Sortenschutzrecht an das geltende Verwaltungsverfahrens- 
recht anzugleichen und verfahrensrechtliche Sondervorschrif- 
ten sind aufzuheben. Für die Züchter haben sich materielle 
Verbesserungen des Sortenschutzrechts als notwendig erwie- 
sen. 


B. Lösung 

Das Sortenschutzgesetz von 1968 wird durch eine Neufassung 
abgelöst, die das revidierte Internationale Übereinkommen 
berücksichtigt, den Schutzgegenstand und die Schutzfrist er- 
weitert sowie die Vorschriften zur Beurteilung neuer Sorten 
und über die Ausgestaltung der Sortenbezeichnung ändert. 
Mit der Anpassung verfahrensrechtlicher Vorschriften wird 
zugleich klargestellt, daß das Verfahren vor dem Bundessor- 
tenamt ein förmliches Verwaltungsverfahren im Sinne des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes ist. Ferner wird das neue Ge- 
setz gegenüber dem bisherigen systematisch gestrafft und re- 
daktionell überarbeitet. 


C. Alternativen 

Nach Auffassung des mitberatenden Rechtsausschusses ge- 
nügt die Änderung einer Reihe von Vorschriften des gelten- 
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den Sortenschutzgesetzes; dessen Ersetzung durch ein neues 
Sortenschutzgesetz erscheint danach nicht notwendig. 


D. Kosten 

Die Ausgaben des Bundessortenamts werden durch das neue 
Gesetz nicht steigen. Soweit die Ausgaben steigen im Zusam- 
menhang mit der bereits bisher im Internationalen Überein- 
kommen enthaltenen Verpflichtung, dieses auf eine möglichst 
große Anzahl botanischer Gattungen und Arten anzuwenden, 
sind sie nicht zu quantifizieren. Ländern und Gemeinden ent- 
stehen keine Mehrkosten. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 10/816 — mit der Meißgabe, daß 

1. § 3 Abs. 2 Satz 2 wie folgt gefaßt wird: 

„Ist für die Sorte die Erteilung des Sortenschutzes beantragt worden, so gilt 
sie bereits vom Antragstag an als allgemein bekannt, sofern dem Antrag 
stattgegeben wird; Entsprechendes gilt, wenn für die Sorte nach dem Saat- 
gutverkehrsgesetz die Zulassung beantragt worden ist.“, 

2. in § 13 Abs. 1 das Wort „zwanzigsten“ durch das Wort „fünfundzwanzigsten“ 
und das Wort „fünfundzwanzigsten“ durch das Wort „dreißigsten“ ersetzt 
wird, 

3. § 16 Abs. 2 Satz 2 wie folgt gefaßt wird: 

„Es führt die Sortenschutzrolle und prüft das Fortbestehen der geschützten 
Sorten nach.“, 

4. in § 38 Abs. 2 Satz 1 folgender Halbsatz angefügt wird: 

„sofern dies der sachlichen Förderung der Verfahren dient“, 

5. in § 43 Abs. 2 nach „(BGBl. I S. 1269)“ eingefügt wird „und durch Verordnung 
vom 25. Mai 1983 (BGBl. I S. 607)“, 

6. § 45 folgende Fassung erhält: 

„§ 45 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft“, 
im übrigen unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 21. Juni 1985 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Sander 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Sander 


I. Allgemeines 


1 . 

Der Gesetzentwurf — Drucksache 10/816 — wurde 
in der 47. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
19. Januar 1984 an den Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten federführend und zur 
Mitberatung an den Innen ausschuß, an den Rechts- 
ausschuß und an den Ausschuß für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit überwiesen. 

Der Innenausschuß hat den Entwurf in seiner Sit- 
zung am 14. März 1984 beraten. Er hat ihn als einen 
Beitrag zur Vereinheitlichung des Verwaltungsver- 
fahrensrechts begrüßt. Er hat seine Beratung auf 
die in diesem Zusammenhang relevanten Vorschrif- 
ten der §§ 15, 18, 21, 22 und 33 beschränkt und diesen 
zugestimmt. Er hat sich Vorbehalten, die umweltpo- 
litischen und ökologischen Komponenten des Ge- 
setzentwurfs eingehender zu beraten, wenn sich 
hierzu die Notwendigkeit nach dem Besuch des fe- 
derführenden Ernährungsausschusses beim Bun- 
dessortenamt und im Zusammenhang mit einer in 
diesem Ausschuß stattgefundenen Anhörung erge- 
ben hätte. Der Innenausschuß hat von diesem Vor- 
behalt aber keinen Gebrauch gemacht. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
hat in seiner Sitzung am 17. Oktober 1984 aus ent- 
wicklungspolitischer Sicht empfohlen, die Bundes- 
regierung aufzufordern, darauf hinzuwirken, daß 
den Entwicklungsländern eigene, angepaßte Züch- 
tungen ermöglicht werden und sie hierbei Förde- 
rung erfahren. 

Der Rechtsausschuß hat die Vorlage in seinen Sit- 
zungen am 17. April und am 12. Juni 1985 beraten. 
Er hat Ablehnung des Entwurfs empfohlen und sich 
für ein Änderüngsgesetz zum geltenden Sorten- 
schutzgesetz ausgesprochen. Er hat dem federfüh- 
renden Ausschuß hierfür eine von ihm gebilligte 
Formulierungshilfe zugeleitet, die vom Bundesmini- 
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
erstellt worden ist. Diese Formulierungshilfe ent- 
halte alle Änderungen, die das Internationale Über- 
einkommen zum Schutz von Pflanzenzüchtungen 
vom 23. Oktober 1978 (BGBl. II 1984 S. 809) erforde- 
re, sowie zusätzlich die materiellen Verbesserungen 
für die Züchter, die der federführende Ausschuß im 
Zuge seiner Beratungen bereits beschlossen habe. 
Mit einem solchen Änderungsgesetz sei den Anfor- 
derungen an den Gesetzgeber Genüge getan und 
dem Anliegen der Betroffenen besser Rechnung ge- 
tragen als mit dem Entwurf. Diese Auffassung be- 
ruhe auf den Erkenntnissen der Anhörung des 
Rechts ausschusses am 27. Februar 1985. Der 
Rechtsausschuß betont, daß nur sein Vorschlag für 
ein Änderungsgesetz dem Beschluß der Bundesre- 
gierung zur Entbürokratisierung vom 11. Dezember 
1984 entspreche; der Entwurf gehe über den not- 


wendigen Regelungsumfang weit hinaus. 

Der mitberatende Rechtsausschuß hat in der ge- 
nannten Anhörung die nachstehenden Sachver- 
ständigen und Organisationen gehört: 

— Dr. Peter Lange, 

KWS Kleinwanzlebener Saatzucht AG, Einbeck, 

— Dr. Karltz von Kameke, 

Pflanzenzucht SaKa G.B.R., Zuchtstation Wind- 
eby, Hamburg 13, 

— Ltd. Regierungsdirektor Kunhardt, 
Bundessortenamt, Hannover 61, 

— Dr. W. Ahlheim, 

Bundessortenamt, Hannover 61, 

— Patentanwalt Dipl.-Chem. Dr. Eckehart Freiherr 
von Pechmann, München, 

— Rechtsanwalt Dr. Peter Kreye, Hamburg, 

— Bundesverband Deutscher Pflanzenzüchter e. V., 
Bonn, 

— Patentanwaltskammer, München. 

Der federführende Ausschuß hat zur Vorbereitung 
seiner Beratungen am 28. Mai 1984 einen mittel- 
ständischen Saatzuchtbetrieb bei Bielefeld und am 
folgenden Tage einen Saatzuchtgroßbetrieb in Ein- 
beck besichtigt. Ferner fand am 29. Mai 1984 eine 
eingehende Erörterung des Sortenschutzverfahrens 
im Rahmen einer Sitzung des Ausschusses beim 
Bundessortenamt in Hannover statt. Infolge der 
mehrmonatigen Gelegenheit zu schriftlichen Stel- 
lungnahmen seitens der interessierten Verbände 
und Personen hat der federführende Ausschuß von 
einer Anhörung abgesehen. 

Die Beschlußfassung in allen Ausschüssen war ein- 
vernehmlich. 


2 . 

Bei dem Gesetzentwurf geht es um folgendes: 

Der Sortenschutz ist ein privates gewerbliches 
Schutzrecht, das in erster Linie dazu dient, Pflan- 
zenzüchter im Interesse der Landwirtschaft ein- 
schließlich Gartenbau und Forstwirtschaft zur 
Schaffung neuer, leistungsfähiger Sorten anzure- 
gen. Er gilt als das „Patentrecht der Landwirte“. Der 
Sortenschutz ist im Sortenschutzgesetz von 1968 in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Januar 
1977 (BGBl. I S. 105, 286) geregelt. Das geltende 
Recht beruht weithin auf dem Internationalen 
Übereinkommen zum Schutz von Pflanzenzüchtun- 
gen von 1961, dem die Bundesrepublik Deutschland 
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mit Gesetz vom 10. Mai 1968 (BGBL II S. 428) zuge- 
stimmt hat. Dieses Übereinkommen wurde von der 
Diplomatischen Konferenz zu seiner Revision am 
23. Oktober 1978 in Genf revidiert. Dieser Revision 
hat die Bundesrepublik Deutschland mit Gesetz 
vom 28. August 1984 (BGBl. II S. 809) zugestimmt. 
Diese internationalen Neuregelungen machen die 
sachliche Änderung des Sortenschutzgesetzes not- 
wendig. 

Mit Erlaß des Verwaltungsverfahrensgesetzes im 
Jahre 1976 ist es das Bestreben der Gesetzgebungs- 
organe des Bundes, dessen Rechtsvorschriften von 
allen verfahrensrechtlichen Sondervorschriften zu 
befreien, die nicht durch zwingende Gründe ge- 
rechtfertigt sind. Eine Rechtsbereinigung ist auch 
im Bereich des Sortenschutzgesetzes notwendig. 
Etliche Vorschriften haben sich hier als entbehrlich 
erwiesen, andere bedürfen der Angleichung an die 
allgemeinen Regelungen des Verwaltungsverfah- 
rensgesetzes. 

Die Novellierung bietet darüber hinaus die Gele- 
genheit, die Regelungen des Sorten Schutzes syste- 
matisch zu straffen, übersichtlicher zu gliedern und 
redaktionell zu überarbeiten, so daß der Umfang 
des Gesetzes nach der Zahl der Paragraphen um 
etwa ein Viertel vermindert werden kann. 

Der Bundesregierung ist es unter diesen Umstän- 
den zweckmäßig erschienen, anstelle eines Ände- 
rungsgesetzes mit anschließender Bekanntma- 
chung der Neufassung die Form eines Ablösungsge- 
setzes vorzusehen. Wegen der Einzelheiten des Re- 
gelungsanlasses und des Inhalts des Entwurfs wird 
auf dessen eingehende Begründung verwiesen. 


3. 

Im federführenden Ausschuß, im Innenausschuß 
und im Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit wurden keine wesentlichen Bedenken gegen 
den Entwurf laut. Der Innenausschuß hat die ver- 
waltungsverfahrensrechtlichen Neuregelungen be- 
grüßt, der mitberatende Rechtsausschuß hat in sei- 
ner Stellungnahme Ablehnung empfohlen und sich 
für ein Änderungsgesetz zum geltenden Sorten- 
schutzgesetz ausgesprochen. 

Bei den Schlußberatungen im federführenden Aus- 
schuß standen diese Überlegungen im Vordergrund 
der Beratungen. Der Ausschuß ist aber aus folgen- 
den Erwägungen dem Rechtsausschuß nicht ge- 
folgt: 

a) Er sieht es nicht als Aufgabe eines Gremiums 
des Deutschen Bundestages an, Entbürokratisie- 
rungsbeschlüsse der Bundesregierung dieser ge- 
genüber durchzusetzen. Er hält im Gegensatz 
zum Rechtsausschuß ein Änderungsgesetz ent- 
sprechend der von diesem vorgeschlagenen For- 
mulierungshilfe nicht für ausreichend. Dieser 
Vorschlag hätte allein 21 Änderungen von Para- 
graphen des Sortenschutzgesetzes zur Folge, 
wobei noch mehrere Paragraphen in mehreren 
Punkten zu ändern wären. Daneben wäre das 
Gesetz über die Erhebung von Kosten beim Bun- 


dessortenamt vom 1. Oktober 1986 (BGBl. I 
S. 2873) in sechs Paragraphen zu ändern und das 
Warenzeichengesetz in drei Paragraphen; auch 
diese beiden Gesetze zudem noch in manchen 
Paragraphen mehrfach. 

Wenn das geltende Sortenschutzgesetz nach ei- 
ner solchen Änderung übersichtlich bleiben soll- 
te, damit jeder Betroffene sich über die neueste 
Regelung informieren kann, müßte es nach Auf- 
fassung des federführenden Ausschusses in der 
neuen Fassung bekanntgemacht werden. 

b) Schließlich ist es auch für die Rechtsanwendung 
wesentlich einfacher, wenn man sich auf ein um- 
fassendes Ablösungsgesetz stützen kann mit pa- 
ragraphenweiser Begründung im Entwurf und 
Änderungsbegründungen im Ausschußbericht. 
Bei einer Neufassung des Gesetzes nach einem 
Änderungsgesetz müßten die Betroffenen Re- 
cherchen darüber anstellen, wie sich die einzel- 
nen Regelungen aus dem ursprünglichen Gesetz 
durch die Änderungen entwickelt haben. 

Diese Überlegungen fanden die einmütige Billi- 
gung des federführenden Ausschusses. 


11. Zu den einzelnen Vorschriften 

Wegen der Einzelheiten der Vorschriften des Ent- 
wurfs wird auf seine umfassende Begründung ver- 
wiesen. Soweit nicht nachstehend zu einzelnen Re- 
gelungen Änderungen begründet, abgelehnte Ände- 
rungsanträge mitgeteilt oder Erörterungen im Aus- 
schuß dar ge stellt werden, stieß hier die Begrün- 
dung des Entwurfs nicht auf Bedenken. 


Zu §3 

Der Ausschuß ist hier der Stellungnahme des Bun- 
desrats gefolgt, der die Bundesregierung in ihrer 
Gegenäußerung zugestimmt hat. 

Zu § 13 

Die Verlängerung der Schutzdauer um fünf Jahre 
entspricht einem Wunsch der Pflanzenzüchter. 
Diese Verlängerung kommt insbesondere den klei- 
neren Züchtern entgegen. Sie ist auch für Erhal- 
tungszüchtungen zweckmäßiger. Der Ausschuß hat 
bei dieser Verlängerung in seine Überlegungen ein- 
bezogen, daß eine Reihe großer Sorten die Schutz- 
dauer überhaupt nicht erreichten. 

Zu §16 

Der Ausschuß ist hier der Stellungnahme des Bun- 
desrats gefolgt, der die Bundesregierung in ihrer 
Gegenäußerung zugestimmt hat. 

Zu §33 

Die Regelung war Gegenstand eingehender Erörte- 
rungen im Ausschuß. Zu einer weitergehenden Prä- 
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zisierung sah er jedoch keinen Anlaß. Der Aus- 
schuß geht jedoch davon aus, daß bei Prüfungen 
außerhalb des üblichen Rahmens (Absatz 2 Satz 4), 
der zehnfache Satz nicht die Regelgebühr für diese 
Prüfungen ist, sondern diese Höchstgebühr nur in 
seltenen Einzelfällen bei solchen Prüfungen in Be- 
tracht kommen kann. Im übrigen darf die Gebüh- 
renpraxis nicht dazu führen, daß wirtschaftlich 
schwächere Pflanzenzüchter von der Anmeldung 
neuer Sorten abgehalten werden. 

Im Rahmen des Absatzes 5 billigte der Ausschuß 
ausdrücklich die Nichterstattungsfähigkeit der Ko- 
sten im Vorverfahren. Diese Verfahren können ins- 
besondere bei ausländischen und vor allem auch 
überseeischen Antragstellern und Bevollmächtig- 
ten zu sehr hohen außerbehördlichen Kosten füh- 
ren, deren Erstattungsfähigkeit nicht angemessen 
erscheint. Andererseits erschien es dem Ausschuß 
nicht angebracht, zwischen inländischen und aus- 
ländischen Antragstellern zu unterscheiden. 

Zu §38 

Der Ausschuß ist hier der Gegenäußerung der Bun- 
desregierung zur Stellungnahme des Bundesrats 
gefolgt. 


Zu §43 

Hier ist die Änderungsfundstelle zum Warenzei- 
chengesetz redaktionell bereinigt worden. 


Zu §45 

Infolge der langwierigen Ausschußberatungen er- 
schien es dem Ausschuß nunmehr angemessen, den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes frühest- 
möglich festzulegen. Er hat hierfür den Tag nach 
der Verkündung gewählt. 

Der federführende Ausschuß hat davon abgesehen, 
die Anregungen der beteiligten Ausschüsse zum 
Gegenstand einer förmlichen Beschlußempfehlung 
an das Plenum des Deutschen Bundestages zu ma- 
chen, weil nach dem Verlauf der Beratungen im 
Ausschuß zu erwarten ist, daß diese Anregungen 
von der Bundesregierung ohnehin aufgegriffen und 
erfüllt werden. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich den Deutschen Bundes- 
tag, den Entwurf nach Maßgabe der Beschlußemp- 
fehlung zu billigen. 


Bonn, den 25. Juni 1985 


Sander 

Berichterstatter 
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